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Sachverhalt: 

I. 

A.  

Der Beschwerdeführer stellte am 24. Oktober 2022 zusammen mit seiner 

Ehefrau und dem gemeinsamen Sohn im Bundesasylzentrum B._______ 

ein Asylgesuch. Am 31. Oktober 2022 fand eine Personalienaufnahme statt  

B.  

Mit Verfügung vom 5. April 2023 trat das SEM in Anwendung von Art. 31a 

Abs. 1 Bst. b AsylG (SR 142.31) auf das Asylgesuch des Beschwerde-

führers und seiner Familie nicht ein und verfügte ihre Überstellung nach 

Kroatien, welches gemäss den Regeln des Dubliner Zuständigkeitsabkom-

mens für die Behandlung ihrer Asylgesuche zuständig sei. 

C.  

Eine gegen diese Verfügung erhobene Beschwerde wurde vom Bundes-

verwaltungsgericht mit Urteil E-2113/2023 vom 27. April 2023 abgewiesen. 

II. 

D.  

Mit Verfügung vom 10. August 2023 stellte das SEM fest, die Frist für die 

im Dublin-Entscheid vom 5. April 2023 angeordnete Überstellung nach 

Kroatien sei abgelaufen, weshalb die Schweiz für die Behandlung des Asyl-

gesuchs des Beschwerdeführers und seiner Familie zuständig geworden 

sei. Es hob daher seine Verfügung vom 5. April 2023 auf und verfügte, das 

nationale Asylverfahren werde wieder aufgenommen und durchgeführt. 

E.  

Mit Entscheid des SEM vom 12. März 2024 wurde der Beschwerdeführer 

dem erweiterten Asylverfahren zugeteilt. Am 12. März 2024 fand eine An-

hörung des Beschwerdeführers zu den Asylgründen statt. 

F.  

F.a Der Beschwerdeführer brachte zur Begründung seines Asylgesuchs im 

Wesentlichen vor, er sei kurdischer Ethnie und stamme aus C._______,  

D._______, Provinz H._______. Im Jahr 1993 hätten er und die Angehöri-

gen seiner Ursprungsfamilie nach E._______ umziehen müssen, wo sie 

bis 1998 gelebt hätten, bevor sie während zehn Jahren wieder in 



E-4855/2024 

Seite 3 

C._______ Wohnsitz genommen hätten. In Jahr 2008 sei er mit seiner Fa-

milie nach F._______ umgezogen. Seine Eltern hätten sich für die DTP 

(Demokratik Toplum Partisi) und später für die HDP (Halklarln Demokra-

tik Partisi) engagiert. Vor 1994 sei sein Vater mehrmals festgenommen und 

gefoltert worden und auch sein älterer Bruder sei einmal wegen Zeigens 

eines Öcalan-Plakats für zwei Monate inhaftiert worden. Er selbst sei für 

den Jugendflügel der DTP tätig gewesen; er habe an Parteisitzungen teil- 

genommen und Zeitschriften mit Reden des Kurdenführers Öcalan verteilt. 

Nach einer Kundgebung im Jahr 2008 habe die Polizei sein Haus durch-

sucht, ihn festgenommen und zwei Tage lang festgehalten. Zudem sei ein 

Gerichtsverfahren gegen ihn eröffnet worden. Dieses sei im Jahr 2013 vom 

Strafgericht G._______ mit der Verhängung einer Haftstrafe von (…) Mo-

naten auf Bewährung wegen Propaganda für eine Terrororganisation ab-

geschlossen worden. In der Folge habe er sich nur noch in unauffälliger 

Weise politisch engagiert, namentlich als Wahlbeobachter der HDP und Si-

cherheitsbeauftragter bei Newroz-Feiern. Er habe jedoch auf seinem seit 

2013 oder 2014 aktiven Facebook-Konto Beiträge betreffend die unge-

rechte Behandlung der Kurden in der Türkei und den diktatorischen Cha-

rakter des türkischen Staates veröffentlicht. Sowohl bei seiner Hochzeit als 

auch an einer Arbeitsstelle sei er wegen seiner Haltung zur Kurdenfrage 

schikaniert worden, weshalb er im Jahr 2017 mit seiner Familie in den 

Nordirak gezogen sei. Er habe jedoch einmal im Monat in die Türkei zu-

rückkehren müssen, um seinen Pass abstempeln zu lassen, wobei er von 

den Behörden jeweils schikaniert worden sei. Nachdem er im Juni 2019 

einmal bei einem Kontrollpunkt im Beisein seiner Familie von Polizisten 

beschimpft und geschlagen worden sei, habe er sich entschieden, in die 

Türkei zurückzukehren, um solchen Schikanen beim Grenzübertritt zu ent-

gehen. Sie seien zunächst nach F._______ und Anfang des Jahres 2022 

wieder nach H._______ gezogen. Ende August 2022 sei er bei einem Kon-

trollpunkt zusammen mit seiner Ehefrau und einem Onkel angehalten und 

kontrolliert worden, wobei die Polizisten sie beschimpft, diskriminierende 

Kommentare wegen seines Eintrags in der GBTS-Datenbank (Ge-

neI Bilgi Toplama Sistemi; Allgemeines Informationssystem) gemacht, 

seine Identitätskarte fotografiert und ihm mit zukünftigen Konsequenzen 

gedroht hätten. Sein Vater habe ihm daraufhin zur Ausreise geraten. Nach 

einem Aufenthalt von ein bis zwei Monaten in F._______ sei er zusammen 

mit seiner Ehefrau und ihrem gemeinsamen Kind am (…) Oktober 2022 

von Istanbul legal auf dem Luftweg nach H._______ und von dort auf dem 

Landweg in die Schweiz gereist. 
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F.b Nach seiner Ausreise habe er von seinem Rechtsanwalt in der Türkei 

erfahren, dass wegen seinen Beiträgen in den Sozialen Medien gegen ihn 

Ermittlungsverfahren aufgrund des Vorwurfs der Beleidigung des Staats-

präsidenten sowie der Propaganda für eine Terrororganisation eingeleitet 

worden seien. Er sei sowohl an seinem früheren Wohnort in C._______ 

(D._______) als auch in F._______ gesucht worden. 

F.c Zum Beleg seiner Vorbringen reichte der Beschwerdeführer folgende 

Dokumente ein: 

‒ verschiedene Dokumente aus den Jahren 2008–2013 betreffend das 

abgeschlossene Verfahren wegen Propaganda für eine terroristische 

Organisation; 

‒ Untersuchungsbericht der Polizei zu den Personendaten des Beschwer-

deführers vom (…) 2022; 

‒ Open Source-Untersuchungsbericht der Polizei vom (…) 2022; 

‒ Protokoll der Polizei über mündliche Anweisungen des Staatsanwaltes 

von J._______ vom (…) 2022 sowie deren Umsetzung; 

‒ Open Source-Untersuchungsbericht der Polizei vom (…) 2022; 

‒ Schreiben des Gendarmerie-Kommandos von J._______ an die dortige 

Staatsanwaltschaft vom (…) 2022; 

‒ Unzuständigkeitsbeschluss der Staatsanwaltschaft von J._______ an 

die Staatsanwaltschaft von H._______ vom (…) 2022 (Sorusturma 

Nr. 2022/[…]; Karar Nr. 2022/[…]); 

‒ Anweisung der Staatsanwaltschaft von D._______ an die Polizei vom 

(…) 2022, den Aufenthaltsort des Beschwerdeführers zu ermitteln 

(2022/[…]); 

‒ Protokoll der Polizei vom (…) 2022 über die Befragung des Dorfvorste-

hers zu seinem Aufenthaltsort (2022/[…]); 

‒ Antrag der Staatsanwaltschaft von D._______ an das Friedensstrafge-

richt auf Ausstellung eines Vorführbefehls zur Einvernahme wegen Pro-

paganda für eine terroristische Organisation vom (…) 2023 (2022/[…]); 

‒ Trennungsbeschluss der Staatsanwaltschaft von H._______ vom (…) 

2023, mit Entscheid, das Verfahren wegen Präsidentenbeleidigung ab-

zutrennen ([…]; Karar Nr. […]); 

‒ Unzuständigkeitsbeschluss der Staatsanwaltschaft von H._______ be-

treffend Präsidentenbeleidigung und Überweisung an die Staatsanwalt-

schaft von E._______ vom (…) 2023 ([…]; Karar Nr. 2023/[…]); 

‒ Festnahmebeschluss zur Einvernahme des Friedensstrafgerichts von 

D._______ vom (…) 2023; 
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‒ richterlicher Vorführbefehl des Friedensstrafgerichts von D._______ zur 

Einvernahme vom (…) 2023 ([…]);  

‒ Festnahmebeschluss zur Einvernahme des Friedensstrafgerichts von 

E._______ vom (…) 2023; 

‒ richterlicher Vorführbefehl zur Einvernahme des Friedensstrafgerichts 

von E._______ vom (…) 2023 ([…]);  

‒ Übermittlungsbericht der Staatsanwaltschaft von D._______ an die 

Staats-anwaltschaft von H._______ vom (…) 2023 ([…]); 

‒ Schreiben des Ermittlungsbüros für Verbrechen gegen die verfassungs-

mässige Ordnung und für terroristische Straftaten der Staatsanwalt-

schaft von H._______ an das Fahndungsbüro der Staatsanwaltschaft 

von D._______ vom (…)2023 ([…]); 

‒ Anklageschrift der Staatsanwaltschaft von E._______ vom (…) 2024 

([…], Esas 2024/[…], Iddianame 2024/[…]); 

‒ (…) des (…) Strafgerichts von E._______ betreffend Unzuständigkeit 

und Überweisung des Verfahrens ans Schwurgericht D._______ vom 

(…) 2024 (Dossier-Nr. 2024/[…]). 

G.  

Mit Verfügung – für den Beschwerdeführer, seine Ehefrau sowie das ge-

meinsame Kind – vom 1. Juli 2024 (eröffnet am 2. Juli 2024) stellte das 

SEM fest, der Beschwerdeführer erfülle die Flüchtlingseigenschaft nicht, 

lehnte sein Asylgesuch ab und ordnete die Wegweisung aus der Schweiz 

sowie den Vollzug an. 

H.  

Mit separater Eingabe seiner Rechtsvertreterin vom 31. Juli 2024 an das 

Bundesverwaltungsgericht erhob der Beschwerdeführer Beschwerde ge-

gen die Verfügung des SEM und beantragte, die Ziffern 1 bis 5 des Urteils-

dispositivs seien aufzuheben, es sei seine Flüchtlingseigenschaft fest- 

zustellen und die Vorinstanz sei anzuweisen, ihm Asyl zu gewähren. Even-

tualiter sei seine vorläufige Aufnahme anzuordnen und subeventualiter die 

Sache zur rechtsgenüglichen Sachverhaltsabklärung sowie zu neuer Ent-

scheidung an die Vorinstanz zurückzuweisen. In verfahrensrechtlicher Hin-

sicht beantragte der Beschwerdeführer die Gewährung der unentgeltlichen 

Prozessführung und Verbeiständung, unter Beiordnung seiner Rechtsver-

treterin als unentgeltliche Rechtsbeiständin, sowie den Verzicht auf die Er-

hebung eines Kostenvorschusses.  
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I.  

Der Instruktionsrichter forderte den Beschwerdeführer mit Zwischenverfü-

gung vom 8. August 2024 auf, seine Mittellosigkeit zu belegen, stellte fest, 

über die Gesuche um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung und 

Verbeiständung werde zu einem späteren Zeitpunkt entschieden, und ver-

zichtete vorderhand auf die Erhebung eines Kostenvorschusses. Schliess-

lich wurde die Vorinstanz zur Einreichung einer Vernehmlassung eingela-

den.  

J.  

In seiner Vernehmlassung vom 13. August 2024 hielt das SEM vollumfäng-

lich an seinen Erwägungen in der angefochtenen Verfügung fest. 

K.  

Mit Eingabe vom 21. August 2024 reichte der Beschwerdeführer einen 

Nachweis seiner Mittellosigkeit sowie ein Referenzschreiben seiner türki-

schen Rechtsanwältin vom 13. August 2024 zu den Akten. Zudem wurde 

der Antrag gestellt, sein Sohn K._______ sei in das vorliegende Beschwer-

deverfahren einzubeziehen. 

L.  

Mit Verfügung vom 9. September 2024 trennte das SEM die Verfahren der 

Ehefrau und des Sohnes von demjenigen des Beschwerdeführers ab, und 

verfügte, soweit diese Personen betreffend die Aufhebung des Entscheids 

vom 1. Juli 2024 sowie die Wiederaufnahme des erstinstanzlichen Verfah-

rens. 

M.  

Mit Zwischenverfügung vom 23. September 2024 wies der Instruktionsrich-

ter das Gesuch des Beschwerdeführers um Einbezug seines Sohnes 

(K._______) in sein Beschwerdeverfahren ab. Ferner hiess er die Gesuche 

um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung sowie um unentgeltli-

che Verbeiständung gut, setzte MLaw Anna Kuhn als amtliche Rechtsbei-

ständin ein und verzichtete auf die Erhebung eines Kostenvorschusses. 

Schliesslich wurde dem Beschwerdeführer Gelegenheit zur Replik einge-

räumt und er wurde aufgefordert, innert Frist eine Übersetzung des mit Ein-

gabe vom 21. August 2024 eingereichten fremdsprachigen Dokuments 

einzureichen. 
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N.  

Mit Eingabe vom 2. Oktober 2024 ersuchte die Rechtsbeiständin des Be-

schwerdeführers um Entbindung von ihrem Amt und um Einsetzung der 

neu bevollmächtigten Rechtsvertreterin LL.M. lic. iur. Susanne Sadri. 

O.  

Mit Eingabe seiner neuen Rechtsvertreterin vom 8. Oktober 2024 machte 

der Beschwerdeführer von dem ihm eingeräumten Recht zur Replik Ge-

brauch, wobei er an den Ausführungen in der Beschwerdeschrift vollum-

fänglich festhielt. Zudem reichte er die verlangte Übersetzung des Schrei-

bens seiner türkischen Rechtsanwältin ein. 

P.  

Mit Zwischenverfügung vom 10. Oktober 2024 entband der Instruktions-

richter MLaw Anna Kuhn von ihrem Amt als amtliche Rechtsbeiständin und 

stellte fest, es werde vorderhand kein neuer amtlicher Rechtsbeistand res-

pektive keine neue amtliche Rechtsbeiständin eingesetzt. Von der neuen 

Rechtsvertretung des Beschwerdeführers durch LL.M. lic. iur. Susanne  

Sadri wurde Kenntnis genommen. 

Q.  

Mit Verfügung vom 9. Dezember 2024 anerkannte das SEM die Ehefrau 

und das Kind des Beschwerdeführers als Flüchtlinge und gewährte ihnen 

Asyl. 

R.  

Der Beschwerdeführer wies mit eigenhändiger Eingabe vom 28. August 

2025 auf die belastende Beschränkung des Kontakts zu seinem Sohn hin, 

unter anderem aufgrund des nicht abgeschlossenen Asylverfahrens. 

S.  

Mit Eingabe der Rechtsvertretung vom 10. März 2026 wurde ein persönli-

ches Schreiben des Beschwerdeführers eingereicht, in welchem er unter 

Hinweis auf die familiäre Situation um Auskunft über den Verfahrensstand 

und um eine Beschleunigung des Verfahrens ersuchte. 

T.  

Mit Eingabe vom 13. April 2026 wurden ein Urteilsdispositiv sowie eine 

Präsidialverfügung des Obergerichts des Kantons L._______, beide vom 

(…) April 2026, eingereicht (Aufhebung des Kontaktverbots des Beschwer-

deführers nach zweitinstanzlicher Aufhebung einer Verurteilung wegen 

Drohung). 
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U.  

Mit Schreiben vom 6. Mai 2026 beantwortete der Instruktionsrichter die An-

frage nach dem Verfahrensstand. 

V.  

Mit Eingabe vom 22. Juli 2026 wurden folgende weitere Beweismittel sowie 

eine aktualisierte Kostennote eingereicht: 

‒ Screenshots betreffend Abfrage auf dem Portal der Justizdatenbank  

UYAP; 

‒ Screenshots aus dem Instagram-Account des Beschwerdeführers, in-

klusive Übersetzungen; 

‒ Arztbericht der Psychiatrischen Universitätsklinik L._______ vom 3. Juli 

2026. 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Gemäss Art. 31 VGG beurteilt das Bundesverwaltungsgericht Be-

schwerden gegen Verfügungen nach Art. 5 VwVG. Das SEM gehört zu den 

Behörden nach Art. 33 VGG und ist daher eine Vorinstanz des Bundesver-

waltungsgerichts. Eine das Sachgebiet betreffende Ausnahme im Sinne 

von Art. 32 VGG liegt nicht vor. Das Bundesverwaltungsgericht ist daher 

zuständig für die Beurteilung der vorliegenden Beschwerde und entschei-

det auf dem Gebiet des Asyls endgültig, ausser bei Vorliegen eines Auslie-

ferungsersuchens des Staates, vor welchem die beschwerdeführende Per-

son Schutz sucht (Art. 105 AsylG; Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). Eine solche 

Ausnahme im Sinne von Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG liegt nicht vor, weshalb 

das Bundesverwaltungsgericht endgültig entscheidet. 

1.2 Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, dem VGG und dem BGG, 

soweit das AsylG nichts anderes bestimmt (Art. 37 VGG und Art. 6 AsylG). 

1.3 Die Beschwerde ist frist- und formgerecht eingereicht worden. Der 

Beschwerdeführer hat am Verfahren vor der Vorinstanz teilgenommen, ist 

durch die angefochtene Verfügung besonders berührt und hat ein schutz-

würdiges Interesse an deren Aufhebung beziehungsweise Änderung. Er ist 

daher zur Einreichung der Beschwerde legitimiert (Art. 105 und Art. 108 

Abs. 2 AsylG; Art. 48 Abs. 1 sowie Art. 52 Abs. 1 VwVG).  

1.4 Auf die Beschwerde ist einzutreten. 
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2.  

Die Kognition des Bundesverwaltungsgerichts und die zulässigen Rügen 

richten sich im Asylbereich nach Art. 106 Abs. 1 AsylG, im Bereich des Aus-

länderrechts nach Art. 49 VwVG (vgl. BVGE 2014/26 E. 5). 

3.  

3.1 Die Vorinstanz führte zur Begründung ihrer Verfügung im Wesentlichen 

Folgendes aus: 

3.1.1 Aus den vom Beschwerdeführer eingereichten Polizeiberichten und 

Gerichtsakten könne nicht geschlossen werden, dass die gegen ihn erho-

benen strafrechtlichen Vorwürfe haltlos seien. Seine Beiträge in den Sozi-

alen Medien könnten durchaus ehrverletzend sein und würden sich an der 

Grenze der Meinungsäusserungsfreiheit bewegen. Auch würden mehrere 

der von ihm veröffentlichten Bilder und Videos bewaffnete Kämpfer der 

YPG (Yekîneyên Parastina Gel) zeigen und damit deren gewaltsames Auf-

treten gutheissen. Dass gegen den Beschwerdeführer Ermittlungsverfah-

ren wegen Präsidentenbeleidigung und Propaganda für eine terroristische 

Organisation eingeleitet worden seien, sei daher nachvollziehbar und 

könne als rechtsstaatlich legitim bezeichnet werden. Zudem sei darauf hin-

zuweisen, dass die von ihm eingereichten Vorführbefehle lediglich aus 

Standardtextbausteinen ohne materiellen Inhalt bestehen würden, weshalb 

sie keinen Rückschluss auf die ihm konkret vorgeworfenen Vergehen zu-

lassen würden und nur einen geringen Beweiswert hätten. Es sei bekannt, 

dass derartige Dokumente in der Türkei problemlos gegen Entgelt be-

schafft werden könnten. Im Verfahren wegen öffentlicher Beleidigung des 

Staatspräsidenten habe die Staatsanwaltschaft die Eröffnung eines Straf-

verfahrens beantragt. Es bleibe aber unklar, ob der zuständige Richter die-

sem Antrag gefolgt sei. Es sei offen, ob die gegen den Beschwerdeführer 

eingeleiteten Ermittlungen überhaupt zur Eröffnung eines Gerichtsverfah-

rens oder zu einer späteren Verurteilung führen würden. Falls es tatsäch-

lich zu einer Verurteilung wegen des Tatbestands der Präsidentenbeleidi-

gung kommen sollte, sei es entsprechend der Praxis der türkischen Ge-

richte wenig wahrscheinlich, dass eine unbedingte Freiheitsstrafe ausge-

sprochen würde. Allfällige, mit einer bedingten Freiheitsstrafe oder einem 

Aufschub der Verkündung des Urteils angeordnete Bewährungsauflagen 

wären zudem als flüchtlingsrechtlich nicht relevant einzustufen. Sollte trotz-

dem eine unbedingte Freiheitsstrafe gegen den Beschwerdeführer ver-

hängt werden, müsste er diese aufgrund der türkischen Strafvollzugsge-

setzgebung und -praxis sehr wahrscheinlich nicht in Haft verbüssen. Im 

Übrigen sei seine Verurteilung zu einer Bewährungsstrafe im Jahr 2013 für 
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die Beurteilung seiner derzeitigen Gefährdungslage nicht relevant. Die Be-

währungsfrist sei schon seit langem verstrichen. Zudem betreffe die zum 

heutigen Zeitpunkt vorliegende Anklageschrift einen anderen Straftatbe-

stand und die dieser zugrundeliegenden Social Media-Beiträge würden 

aus den Jahren 2018 bis 2023 stammen. Diesbezüglich sei der Beschwer-

deführer demzufolge als Ersttäter einzustufen. Demnach würden seine 

Vorbringen betreffend die gegen ihn eingeleiteten Gerichtsverfahren den 

Anforderungen an die Flüchtlingseigenschaft gemäss Art. 3 AsyIG nicht 

standhalten.  

3.1.2 Die übrigen vom Beschwerdeführer geschilderten Benachteiligungen 

und Schikanen würden in ihrer Intensität nicht über die Nachteile hinaus-

gehen, denen weite Teile der kurdischen Bevölkerung in der Türkei ausge-

setzt seien. Es handle sich dabei nicht um ernsthafte Nachteile im Sinne 

des Asylgesetzes. Die allgemeine Situation, in der sich die kurdische Be-

völkerung befinde, führe gemäss gefestigter Praxis für sich allein nicht zur 

Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft. 

3.1.3 Im Weiteren erweise sich der Vollzug der Wegweisung als zulässig, 

zumutbar und möglich. Namentlich herrsche auch nach der Niederschla-

gung des Militärputschversuchs vom Juli 2016 in der Türkei keine landes-

weite Situation allgemeiner Gewalt im Sinne von Art. 83 Abs. 4 AIG (SR 

142.20). Der Beschwerdeführer sei ein gesunder, gut ausgebildeter Mann 

mit langjähriger Arbeitserfahrung in Führungspositionen. Er stamme zwar 

ursprünglich aus der Provinz H._______, sei in der Folge aber in 

F._______ wohnhaft gewesen, wo auch seine Eltern und Geschwister le-

ben würden. Gemäss seinen Aussagen hätten weder er noch seine Ange-

hörigen dort je ernsthafte Probleme gehabt. Es könne daher davon ausge-

gangen werden, dass er sich in F._______ erneut eine Existenz aufbauen 

könne.  

3.2  

3.2.1  

3.2.1.1 In der Beschwerdeschrift wurde zunächst gerügt, die Sachverhalts-

darstellung der Vorinstanz beruhe in mehreren entscheidrelevanten Fra-

gen, insbesondere betreffend die Beschreibung der dem Beschwerdefüh-

rer zur Last gelegten Straftatbestände (Beleidigung des Präsidenten, Pro-

paganda für Terrororganisationen), auf einer unvollständigen und diffusen 

Sachverhaltsdarstellung sowie auf zahlreichen unzutreffenden Annahmen 

in Bezug auf das türkische Rechtssystem und falschen rechtlichen Würdi-

gungen. Das SEM hätte den Wortlaut der beleidigenden Äusserungen des 

Beschwerdeführers wiedergeben und die entsprechenden Quellen 
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referenzieren müssen; gleich hätte es bei den Bildern, die angeblich den 

Straftatbestand der Propaganda für Terrororganisationen erfüllen würden, 

vorgehen müssen. Dies hätten genau identifiziert und es hätte aufgezeigt 

werden müssen, nach welchen Kriterien diese als gewaltverherrlichend 

und als Propaganda für eine terroristische Organisation qualifiziert werden 

könnten. Namentlich wäre darzulegen gewesen, was auf diesen Bildern zu 

sehen sei, ob sie mit Sprachkommentaren versehen seien und was diese 

aussagen würden, sowie mit welcher Absicht die Abbildungen sowie allfäl-

lige Kommentare gepostet worden seien. Die Vorinstanz sei der sich aus 

dem Untersuchungsgrundsatz ergebenden Verpflichtung abzuklären, wel-

che Vergehen ihm konkret vorgeworfen würden, nicht nachgekommen, 

sondern spekuliere losgelöst von einem korrekt erstellten Sachverhalt über 

mögliche Rechtsfolgen, ohne die anwendbaren Normen korrekt zu zitieren. 

Die Höchststrafen der Delikte würden nicht genannt und die Grundsätze 

der Strafzumessung nach türkischem Recht würden nicht dargestellt. Der 

Sachverhalt gebe nur ungenau wieder, für welche und für wie viele Straf-

tatbestände Verfahren hängig seien. Aus der Sachverhaltsdarstellung der 

Vorinstanz gehe auch nicht hervor, ob oder wie die eingereichten Beweis-

mittel in die Sachverhaltsdarstellung eingeflossen seien und es würden 

Hinweise auf die Nichteinhaltung beziehungsweise Einhaltung rechtsstaat-

licher Grundsätze im Verfahren sowie Informationen über den türkischen 

Strafvollzug fehlen. Durch das Vorgehen des SEM werde eine Überprüfung 

des Entscheids in unzulässiger Weise behindert. 

3.2.1.2 Eventualiter sei die Sache wegen Verletzung des Untersuchungs-

grundsatzes sowie der Begründungspflicht an die Vorinstanz zurückzuwei-

sen. Im angefochtenen Entscheid würden die eingereichten Dokumente 

ohne Zuordnung von Aktennummern aufgezählt. Der Bezeichnung der  

Dokumente lasse sich deren Inhalt häufig nicht eindeutig entnehmen. Dies 

entspreche nicht den üblichen Gerichtsstandards und erschwere die Ab-

schätzung, inwieweit das rechtliche Gehör korrekt gewährt worden sei. So-

weit im angefochtenen Entscheid festgehalten werde, der Beschwerdefüh-

rer sei unter Bewährungsauflagen freigesprochen worden, sei eine falsche 

juristische Terminologie verwendet worden. Es wäre in diesem Zusammen-

hang erforderlich gewesen, die Dauer der zur Bewährung ausgesetzten 

Strafe und der Bewährungsfrist sowie die Bewährungsauflagen festzuhal-

ten. Im Weiteren sei nicht ausgeführt worden, welche Äusserungen ihm in 

der im Verfahren wegen Präsidentenbeleidigung verfassten Anklageschrift 

zur Last gelegt würden und welche Strafe auf welchen Rechtsgrundlagen 

beantragt werde. Diese Sachverhaltselemente wären wichtig, um die Plau-

sibilität der vorinstanzlichen Ausführungen zum türkischen Recht und die 
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gegen ihn erhobenen Vorwürfe, insbesondere in Bezug auf die zu erwar-

tende Strafe, zu überprüfen. Diesbezüglich sei der Sachverhalt unvollstän-

dig festgestellt und das Begründungsefordernis verletzt worden.  

3.2.1.3 Hinsichtlich der Feststellung in der angefochtenen Verfügung, es 

könne aus den eingereichten Gerichtsakten nicht definitiv geschlossen 

werden, inwieweit diese haltlos seien, fehle eine konkrete Referenzierung 

der erwähnten Akten. Der Wortlaut der dem Beschwerdeführer vorgewor-

fenen Äusserungen sei von zentraler Bedeutung namentlich für die Beur-

teilung der Fragen, ob eine rechtsstaatlich legitime Strafverfolgung vor-

liege, ob die Äusserungen des Beschwerdeführers die erwähnten Straftat-

bestände nach türkischem Recht erfüllen würden und wie oft er den Straf-

tatbestand von Art. 299 tStGB erfüllt habe. Die Einschätzung des SEM, die 

Äusserungen des Beschwerdeführers hätten sich an der Grenze der Mei-

nungsäusserungsfreiheit bewegt, sei sehr vage, und es stelle sich die 

Frage, wie die Vorinstanz zu dieser Ansicht gelangt sei. Diese vagen Ver-

mutungen würden das rechtliche Gehör verletzen. Beim Vergleich von 

Art. 299 tStGB mit Straftatbeständen des Schweizerischen Strafgesetz-

buchs sei keine der bewährten Auslegungsmethoden vollständig und rich-

tig angewendet worden. Eine grammatikalische und historische Auslegung 

von Art. 299 tStGB zeige, dass diese Strafnorm an das Tatbestandsmerk-

mal der Funktion des Präsidenten anknüpfe und es sich somit um einen 

weitestgehend politischen Straftatbestand handle. Im Gegensatz dazu 

seien die schweizerischen Ehrverletzungsdelikte Antragsdelikte, die nicht 

an die Funktion des Opfers anknüpfen würden. Zudem sei bei der Verleum-

dung ein Wahrheitsbeweis möglich und die angedrohten Höchststrafen 

seien deutlich niedriger. Bei einem Rechtsvergleich wären auch die 

Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens und die Haftbedingungen zu berück-

sichtigen. Der Vergleich von Art. 7 Abs. 2 des türkischen Antiterrorgesetzes 

mit Art. 259 StGB sei ähnlich unbeholfen erfolgt und für die rechtliche Be-

urteilung des vorliegenden Sachverhalts ebenso wenig zielführend. Als 

eine Verletzung der Begründungspflicht sei ferner zu qualifizieren, dass die 

Vorinstanz die ihrer Meinung nach leicht fälschbaren Dokumente nicht ge-

nau bezeichnet habe.  

3.2.1.4 Weitere Gehörsverletzungen seien darin zu erblicken, dass keine 

deutsche Übersetzung der referenzierten türkischen Quellen zugestellt 

worden sei, sowie dass in der Liste der eingereichten Dokumente eine An-

klageschrift der Staatsanwaltschaft von E._______ erwähnt werde, jedoch 

die zur Anklage gebrachten Straftatbestände nicht genannt und die ent-

sprechenden Sachverhalte nicht aufgeführt worden seien. Das SEM dürfe 
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sich nicht mit Zitaten zu Statistiken zur Eröffnung und Einstellung von Straf-

verfahren begnügen, sondern müsse sich konkret mit den dem Beschwer-

deführer zur Last gelegten Fällen beschäftigen und diese danach mit ähn-

lich gelagerten Fällen vergleichen. Sodann sei der Argumentation des 

SEM, es könne nicht abschliessend beurteilt werden, ob die gegen den 

Beschwerdeführer in der Türkei eröffneten Verfahren rechtsstaatlich legiti-

miert seien, entgegenzuhalten, dass versäumt worden sei, in der Anhörung 

weitere Informationen zu diesem Thema einzuholen und der Untersu-

chungsgrundsatz damit einmal mehr verletzt worden sei. Allfällige Unklar-

heiten hätten bei pflichtgemässem Nachfragen in der Anhörung ausge-

räumt werden können. Dass die Vorinstanz dies unterlassen habe, könne 

nicht dem Beschwerdeführer zur Last gelegt werden. Das SEM habe über 

weite Strecken den entscheidrelevanten Sachverhalt zu vage und undiffe-

renziert dargestellt und für die korrekte rechtliche Beurteilung bedeutsame 

Details weggelassen.  

3.2.2 Hinsichtlich der Frage der Glaubhaftigkeit sei darauf hinzuweisen, 

dass die Aussagen des Beschwerdeführers überwiegend in sich konsistent 

und detailliert seien. Er habe somit glaubhaft dargelegt, dass er in der Tür-

kei wegen seiner kurdischen Ethnie und der politischen Anschauung ernst-

haften Nachteilen ausgesetzt sei. Den eingereichten Beweismitteln könne 

nicht pauschal der Beweiswert abgesprochen werden. Solange der Be-

weis, dass sie gefälscht seien, nicht erbracht sei, müsse von deren Authen-

tizität ausgegangen werden.   

3.2.3  

3.2.3.1 Es seien gegen den Beschwerdeführer Strafverfahren wegen Pro-

paganda für Terrororganisationen (Maximalstrafe 1,5 Jahre bei öffentlicher 

Begehung) sowie wegen Beleidigung des Präsidenten (Maximalstrafe von 

4 Jahren und 8 Monaten bei öffentlicher Begehung) pendent. Es sei sogar 

möglich, dass noch höhere Strafen verhängt würden, da er gewisse Straf-

tatbestände mehrfach begangen habe. Sodann könne es vorkommen, 

dass Personen, die beschuldigt würden, Propaganda für Terrororganisati-

onen verbreitet zu haben, auch noch wegen Unterstützung von und/oder 

Mitgliedschaft in Terrororganisationen bestraft würden. Des Weiteren habe 

die Vorinstanz den massiven psychischen Druck, dem der Beschwerdefüh-

rer ausgesetzt gewesen sei, nicht berücksichtigt. Die schrecklichen Erleb-

nisse während seiner Kindheit in der Provinz H._______ seien für sein wei-

teres Leben prägend gewesen. Das SEM hätte den Hinweisen auf einen 

unerträglichen psychischen Druck im Sinne von Art. 3 Abs. 2 AsylG gründ-

licher nachgehen müssen. Es sei ein psychologisches/psychiatrisches 
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Gutachten zu erstellen, das darüber Auskunft gebe, wie sehr der Be-

schwerdeführer unter den allgegenwärtigen Schikanen in der Türkei leide.  

3.2.3.2 Somit erfülle er die Flüchtlingseigenschaft im Sinne von Art. 3 

AsyIG. Es werde bestritten, dass die vom Beschwerdeführer in den Sozia-

len Medien veröffentlichten Bilder bewaffneter Kämpfer per se als öffentli-

cher Aufruf zur Gewalt im Sinne von Art. 259 StGB zu bewerten seien. Ziel 

der gegen ihn in der Türkei eingeleiteten Strafverfahren sei eine Verurtei-

lung und die Türkei sei nicht dafür bekannt, rechtsstaatliche Verfahrensga-

rantien penibel einzuhalten. Es seien somit flüchtlingsrechtlich relevante 

Motive für die Verfolgung gegeben. 

3.2.3.3 Entgegen der Auffassung der Vorinstanz sei der Beschwerdeführer 

nicht als Ersttäter zu qualifizieren. Die angedrohte Höchststrafe für Präsi-

dentenbeleidigung betrage 4 Jahre und könne, wenn diese öffentlich be-

gangen worden sei, auf 4 Jahre und 8 Monate erhöht werden. Die Höchst-

strafe für Terrorpropaganda betrage 7,5 Jahre. Die Annahmen des SEM 

seien losgelöst von den entsprechenden Sachverhalten. Es werde ferner 

bestritten, dass das abgeschlossene Strafverfahren aus den Jahren 2008 

bis 2013 keine Relevanz für die Beurteilung seiner aktuellen Gefährdungs-

lage habe. Er gelte unabhängig von dem ihm konkret vorgeworfenen Straf-

tatbestand als vorbestraft. Auch die Einschätzung der Vorinstanz, dass 

eine Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe wenig wahrschein-

lich sei, überzeuge nicht, da er vorbestraft sei und Untersuchungen wegen 

mehrerer Verstösse gegen die Tatbestände der Präsidentenbeleidigung 

und Terrorpropaganda hängig seien. Die Schlussfolgerung, dass die Aus-

führungen des Beschwerdeführers zu den gegen ihn laufenden Gerichts-

verfahren die Flüchtlingseigenschaft nicht erfüllen würden, sei daher nicht 

gerechtfertigt. Der angefochtene Entscheid erwähne die Minimal- und  

Maximalstrafen nach türkischem Recht für die in Frage kommenden Straf-

tatbestände nicht, und die Grundzüge der türkischen Strafzumessung wür-

den nicht dargestellt. Ausserdem sei auf Mängel im türkischen Strafverfah-

ren nicht eingegangen worden, und es sei nicht erörtert worden, Inwieweit 

die Haftbedingungen in türkischen Gefängnissen internationalen Stan-

dards entsprechen würden. Aus diesen Gründen würden die Ausführungen 

des SEM zum türkischen Straf- sowie Strafprozessrecht und zum türki-

schen Antiterrorgesetz vollumfänglich bestritten. Es werde die Erstellung 

eines diesbezüglichen Rechtsgutachtens beantragt. Die Rechtsvertretung 

sei einzuladen, an dessen Erstellung mitzuwirken. 
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3.2.3.4 Im Weiteren sei abzuklären, ob subjektive Nachfluchtgründe im 

Sinne von Art. 54 AsylG vorliegen würden. Die mangelhafte diesbezügliche 

Sachverhaltsabklärung durch die Vorinstanz dürfe dem Beschwerdeführer 

nicht zum Nachteil gereichen. 

3.2.3.5 Da der Beschwerdeführer die Flüchtlingseigenschaft erfülle, würde 

ein Wegweisungsvollzug im Widerspruch zu Art. 33 FK beziehungsweise 

Art. 5 AsyIG stehen und wäre daher unzulässig. Schliesslich sei der Weg-

weisungsvollzug auch unzumutbar, da der Beschwerdeführer aus 

H._______ stamme und nach Abfragen der GBTS einer besonderen Dis-

kriminierung unterliege.  

3.3 Das SEM stellte sich in seiner Vernehmlassung auf den Standpunkt, 

der in der Beschwerdeschrift geltend gemacht unerträgliche psychische 

Druck lasse sich mit den Angaben des Beschwerdeführers zu seinem  

Lebenslauf nicht vereinbaren. Er habe zwar einige Episoden ethnischer 

Diskriminierungen geschildert, die er in F._______ erlebt habe. Diese seien  

jedoch nicht als besonders schwerwiegend einzustufen. Zudem habe er 

angegeben, weder er noch seine in F._______ lebenden Familienangehö-

rigen hätten seit 2015 Probleme mit den dortigen Behörden gehabt. Dass 

er und seine Familie aufgrund eines Stellenverlusts im Jahr 2017 unter In-

kaufnahme der allgemein bekannten Schikanen in den Nordirak umgezo-

gen seien, sei als starkes Indiz dafür zu werten, dass die zuvor in 

F._______ erlebten Behelligungen kein asylrechtlich relevantes Mass er-

reicht hätten. Dies umso mehr als er nach zwischenzeitlicher Rückkehr 

nach F._______ im Jahr 2022 entschieden habe, eine Arbeitsstelle in 

H._______ anzutreten. Es entspreche der etablierten Rechtspraxis bezüg-

lich der Asylrelevanz ethnischer Benachteiligungen von Kurden in der Tür-

kei, die vom Beschwerdeführer geltend gemachten Schikanen nicht als un-

erträglichen psychologischen Druck im Sinne von Art. 3 AsyIG zu bewer-

ten. Der Vorwurf der diesbezüglichen Verletzung des Untersuchungsgrund-

satzes werde zurückgewiesen. Dem Beschwerdeführer sei bei der Anhö-

rung Gelegenheit gegeben worden, die Vorfälle betreffend die Diskriminie-

rungen anlässlich seiner Hochzeit darzulegen und die Rechtsvertretung 

habe zum Schluss der Anhörung keine weiteren Fragen gestellt. Die in der 

angefochtenen Verfügung aufgeführten Einschätzungen zu den dem Be-

schwerdeführer angeblich drohenden juristischen Konsequenzen im Rah-

men seiner laufenden Gerichtsverfahren würden keinesfalls auf Spekulati-

onen beruhen, sondern auf Informationen aus den vom Beschwerdeführer 

eingereichten Justizdokumenten oder den jeweils zitierten Quellen. So 

werde im Urteilsdispositiv des Einstellungsbeschlusses des Gerichts für 
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schwere Straftaten von G._______ vom (…) 2013 zum Verfahren wegen 

Propaganda für eine terroristische Organisation festgehalten, dass die  

Bewährungsfrist drei Jahre betrage. Die diesbezügliche Kritik in der  

Beschwerdeschrift sei sehr allgemein formuliert und nehme weder auf die 

eingereichten Beweismittel noch auf konkrete Argumente der Verfügung 

Bezug. Im Übrigen werde − insbesondere hinsichtlich der in der Beschwer-

deschrift erwähnten Spekulationen zu möglichen Höchststrafmassen und 

allfälligen zukünftigen Anklagepunkten − auf die Erwägungen in der Verfü-

gung vom 1. Juli 2024 verwiesen  

3.4 In der Replik argumentierte der Beschwerdeführer zunächst, er werde 

wegen seiner politischen Ansichten und seiner Meinungsäusserungen von 

staatlicher Seite verfolgt. Es liege ein Offizial- und nicht ein Antragsdelikt 

vor. Die Auslegung und Feststellungen des SEM seien daher verfehlt. Bei 

einer allfälligen Rückkehr in die Türkei drohe ihm eine unbegründete, un-

verhältnismässige und unzulässige Inhaftierung und die Bestrafung durch 

die türkischen Behörden und damit ein ernsthafter Nachteil im Sinne von 

Art. 3 AsyIG. Ferner verharmlose das SEM in grober Weise die Schikanen 

und Benachteiligungen, die er sein Leben lang aufgrund seiner ethnischen 

Zugehörigkeit, seines Herkunftsortes, seines Engagements für die Belange 

der Kurden sowie seiner Kritik an den türkischen Behörden und der Regie-

rung habe erdulden müssen. Seine Versuche, eine interne Fluchtalterna-

tive zu finden, seien nur von kurzer Dauer gewesen. Er sei aufgrund seiner 

Registrierung im GBTS und seiner Identität als Kurde aus H._______ bei 

jedem Behördenkontakt strengen und beleidigenden Untersuchungen aus-

gesetzt gewesen. Es handle sich hierbei um konkrete und gezielte Nach-

teile, die über die allgemeine Situation der kurdischen Bevölkerung hinaus-

gehen würden. 

4.  

4.1 In der Beschwerde werden verschiedene formelle Rügen erhoben, die 

vorab zu beurteilen sind: 

4.2  

4.2.1 Im Verwaltungs- und namentlich im Asylverfahren gilt der Untersu-

chungsgrundsatz, das heisst die Behörde stellt den rechtserheblichen 

Sachverhalt von Amtes wegen fest (Art. 6 AsylG i.V.m. Art. 12 VwVG; vgl. 

Art. 106 Abs. 1 Bst. b AsylG). Für das erstinstanzliche Asylverfahren be-

deutet dies, dass das SEM zur richtigen und vollständigen Ermittlung und 

zur Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts verpflichtet ist und 

auch nach allen Elementen zu forschen hat, die zugunsten der asylsu-
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chenden Person sprechen. Der Untersuchungsgrundsatz gilt nicht unein-

geschränkt, zumal er sein Korrelat in der Mitwirkungspflicht des Asylsu-

chenden findet (Art. 13 VwVG und Art. 8 AsylG; vgl. PATRICK L. KRAUS-

KOPF / MARKUS WYSSLING, in: Waldmann / Krauskopf [Hrsg.], Praxiskom-

mentar VwVG, 3. Aufl. 2023, Art. 12 N 16 ff und 51 ff.; BVGE 2012/21 

E. 5.1).  

4.2.2 Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs (Art. 29 Abs. 2 BV, Art. 29 

VwVG, Art. 32 Abs. 1 VwVG) verlangt, dass die verfügende Behörde die 

Vorbringen des Betroffenen tatsächlich hört, sorgfältig und ernsthaft prüft 

und in der Entscheidungsfindung berücksichtigt, was sich entsprechend in 

der Entscheidbegründung niederschlagen muss (vgl. Art. 35 Abs. 1 

VwVG). Die Begründung eines Entscheids muss so abgefasst sein, dass 

der Betroffene ihn gegebenenfalls sachgerecht anfechten kann, was nur 

der Fall ist, wenn sich sowohl der von der Verfügung Betroffene als auch 

die Rechtsmittelinstanz über die Tragweite des Entscheids ein Bild machen 

können. Die verfügende Behörde kann sich auf die wesentlichen Gesichts-

punkte beschränken, hat aber wenigstens kurz die Überlegungen anzufüh-

ren, von denen sie sich leiten liess und auf die sie ihren Entscheid abstützte 

(vgl. FELIX UHLMANN / ALEXANDRA SCHILLING-SCHWANK in: Praxiskommen-

tar VwVG, a.a.O., Art. 35 N 17; BGE 136 I 184 E. 2.2.1; BVGE 2013/34 

E. 4.1, 2008/47 E. 3.2 und 2007/30 E. 5.6). 

4.3 Nach Auffassung des Gerichts hat die Vorinstanz diesen Anforderun-

gen im vorliegenden Verfahren Genüge getan: 

4.3.1 Der Sachverhalt ist, soweit im Lichte der aktuellen Rechtsprechung 

für die Frage der flüchtlingsrechtlichen Relevanz der Asylvorbringen des 

Beschwerdeführers ausschlaggebend (insbesondere betreffend die aktuell 

gegen ihn hängigen Ermittlungsverfahren und eine angeblich im Jahr 2013 

verhängte Strafe), hinreichend erstellt. Es ist nicht zu beanstanden, dass 

die Vorinstanz diesbezüglich keine vertiefteren Abklärungen vorgenommen 

hat. Die Frage, ob die gegen den Beschwerdeführer in der Türkei eröffne-

ten Verfahren rechtsstaatlich legitim sind, beschlägt die materiell-rechtliche 

Beurteilung seiner Vorbringen, nicht die der Sachverhaltsfeststellung. 

Nachdem der Beschwerdeführer im erstinstanzlichen Verfahren keine 

Sachverhaltsumstände vorgebracht hat, die als subjektive Nachflucht-

gründe qualifiziert werden könnten, bestand für das SEM auch kein Anlass 

für diesbezügliche Abklärungen.  

4.3.2 Der Vorwurf der unzureichenden Begründung der angefochtenen 

Verfügung erweist sich ebenso als unbegründet. Das SEM hat sich in der 
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angefochtenen Verfügung mit den wesentlichen Vorbringen des Beschwer-

deführers sowie den von ihm eingereichten Beweismitteln in erforderlichem 

Umfang sowie genügender Differenziertheit auseinandergesetzt und nach-

vollziehbar aufgezeigt, von welchen Überlegungen es sich beim Erlass sei-

ner Verfügung leiten liess. Insbesondere trifft dies auf die rechtliche Würdi-

gung der vom Beschwerdeführer vorgebrachten strafrechtlichen Ermitt-

lungsverfahren zu. Die Vorinstanz hat hinreichend dargelegt, weshalb sie 

die Strafverfolgung durch die türkischen Behörden als rechtsstaatlich legi-

tim qualifizierte. Im Rahmen der vorliegend interessierenden Frage der 

flüchtlingsrechtlichen Einordnung dieser Vorbringen bestand kein Erforder-

nis für eine eingehendere Auseinandersetzung mit der rechtlichen Legiti-

mität dieser Verfahren, dem türkischen Strafverfahren sowie der dem Be-

schwerdeführer möglicherweise drohenden Strafe. Dass die in der ange-

fochtenen Verfügung erwähnten türkischen Quellen nicht übersetzt wur-

den, ist nicht zu beanstanden, zumal der Beschwerdeführer der türkischen 

Sprache mächtig ist. Auch wenn die Aktennummern der in den Erwägun-

gen der angefochtenen Verfügung explizit erwähnten türkischen Justizdo-

kumente nicht genannt wurden, ist deren Bezeichnung ausreichend, um 

ihre Identifizierung zu erlauben.  

4.3.3 In der angefochtenen Verfügung wurde tatsächlich fälschlicherweise 

festgehalten, der Beschwerdeführer sei im Jahr 2013 unter Bewährungs-

auflagen freigesprochen worden. Dieser Fehler war aber nicht von aus-

schlaggebender Bedeutung für den Ausgang des Verfahrens. Im Übrigen 

zeigt die ausführliche Beschwerdeeingabe deutlich auf, dass dem Be-

schwerdeführer eine sachgerechte Anfechtung der vorinstanzlichen Verfü-

gung ohne Weiteres möglich war, was der Feststellung einer Verletzung 

der Begründungspflicht ebenfalls entgegensteht (vgl. etwa BVGE 2011/37 

E. 5.4.1 m.w.H.). 

4.3.4 Der Umstand, dass der Beschwerdeführer mit den Schlussfolgerun-

gen des SEM inhaltlich nicht einverstanden ist, stellt per se weder eine Ver-

letzung der Pflicht zur vollständigen und richtigen Abklärung des rechtser-

heblichen Sachverhalts noch eine Verletzung der Begründungspflicht (und 

insoweit des Anspruchs auf rechtliches Gehör) dar, sondern beschlägt viel-

mehr die Frage der materiellen Würdigung seiner Vorbringen. 

4.4 Nach dem Gesagten ist das Eventualbegehren des Beschwerdeführers 

abzuweisen, die angefochtene Verfügung sei aufzuheben und die Sache 

sei zur rechtsgenüglichen Sachverhaltsabklärung und zu neuer Entschei-

dung an die Vorinstanz zurückzuweisen. 
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5.  

5.1 Gemäss Art. 2 Abs. 1 AsylG gewährt die Schweiz Flüchtlingen grund-

sätzlich Asyl. Flüchtlinge sind Personen, die in ihrem Heimatstaat oder im 

Land, in dem sie zuletzt wohnten, wegen ihrer Rasse, Religion, Nationali-

tät, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 

politischen Anschauungen ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sind oder be-

gründete Furcht haben, solchen Nachteilen ausgesetzt zu werden (Art. 3 

Abs. 1 AsylG). Als ernsthafte Nachteile gelten namentlich die Gefährdung 

des Leibes, des Lebens oder der Freiheit sowie Massnahmen, die einen 

unerträglichen psychischen Druck bewirken (Art. 3 Abs. 2 AsylG). 

Keine Flüchtlinge sind Personen, die Gründe geltend machen, die wegen 

ihres Verhaltens nach der Ausreise entstanden sind und weder Ausdruck 

noch Fortsetzung einer bereits im Heimat- oder Herkunftsstaat bestehen-

den Überzeugung oder Ausrichtung sind, wobei die Einhaltung des Abkom-

mens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (FK, 

SR 0.142.30) vorbehalten bleibt (Art. 3 Abs. 4 AsylG). 

5.2 Wer um Asyl nachsucht, muss die Flüchtlingseigenschaft nachweisen 

oder zumindest glaubhaft machen. Diese ist glaubhaft gemacht, wenn die 

Behörde ihr Vorhandensein mit überwiegender Wahrscheinlichkeit für ge-

geben hält. Unglaubhaft sind insbesondere Vorbringen, die in wesentlichen 

Punkten zu wenig begründet oder in sich widersprüchlich sind, den Tatsa-

chen nicht entsprechen oder massgeblich auf gefälschte oder verfälschte 

Beweismittel abgestützt werden (Art. 7 AsylG). 

6.  

6.1 Den im Beschwerdeverfahren eingereichten Verfahrensdokumenten 

sowie den Referenzschreiben der türkischen Rechtsanwältin des Be-

schwerdeführers lässt sich entnehmen, dass derzeit in der Türkei zwei Er-

mittlungsverfahren gegen den Beschwerdeführer hängig sind: Ein von der 

Staatsanwaltschaft D._______ unter der Ermittlungsnummer 2022/(…) 

eingeleitetes Ermittlungsverfahren unter dem Vorwurf der Propaganda für 

eine terroristische Organisation (Art. 7 Abs. 2 ATG) wurde gemäss Schrei-

ben der türkischen Rechtsanwältin des Beschwerdeführers vom 13. Au-

gust 2024 zuständigkeitshalber an die Staatsanwaltschaft in H._______ 

übergeben. In einem weiteren Verfahren wegen Beleidigung des Staats-

präsidenten (Art. 299 tStGB) erging am (…) 2024 eine Anklageschrift der 

Staatsanwaltschaft E._______. Nachdem sich das (…) Strafgericht von 

E._______ als unzuständig erklärt hatte, wurde dieses Verfahren 
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zuständigkeitshalber an die das Strafgericht D._______ überwiesen und 

wird von diesem weitergeführt. 

6.2 Gemäss Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts lässt sich al-

lein aus der Hängigkeit staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren in 

der Türkei wegen Präsidentenbeleidigung (Art. 299 tStGB) oder wegen 

Propaganda für eine terroristische Organisation (Art. 7 Abs. 2 ATG) – auch 

kombiniert – keine begründete Furcht vor Verfolgungsmassnahmen ge-

mäss Art. 3 AsylG ableiten. Damit diese staatsanwaltschaftlichen Ermitt-

lungsverfahren asylrechtliche Relevanz erlangen (begründete Furcht vor 

zukünftiger Verfolgung), müssen kumulativ folgende Voraussetzungen er-

füllt sein: Es muss mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zu-

kunft von der Staatsanwaltschaft Anklage erhoben und aufgrund dieser An-

klage vom zuständigen Strafgericht ein strafrechtliches Gerichtsverfahren 

gegen den Beschwerdeführer eröffnet werden. Ferner muss Grund zur An-

nahme bestehen, dass der Beschwerdeführer in der Folge mit beachtlicher 

Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zukunft durch dieses Strafgericht zu ei-

ner Strafe verurteilt werden wird, welche einerseits eine flüchtlingsrechtlich 

relevante Intensität im Sinn von Art. 3 Abs. 2 AsylG aufweist und anderer-

seits aus einem Motiv gemäss Art. 3 Abs. 1 AsylG erfolgt (vgl. Referenzur-

teil E-4103/2024 vom 8. November 2024 E. 8.2). 

6.3 Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt:  

6.3.1 Derzeit ist völlig offen, ob das zuständige Gericht die gemäss der  

Anklageschrift vom (…) 2024 wegen Präsidentenbeleidigung gegen den 

Beschwerdeführer erhobene Anklage als begründet erachten, die Anklage-

schrift zulassen und ein Gerichtsverfahren gegen ihn eröffnen wird, ob er 

in der Folge (aus flüchtlingsrechtlich relevanten Motiven) zu einer Strafe 

(flüchtlingsrechtlich relevanter Intensität) verurteilt würde, und ob ein sol-

ches Urteil vor den türkischen Rechtsmittelinstanzen bestehen könnte. Das 

Verfahren betreffend Propaganda für eine terroristische Organisation ist 

gemäss Aktenlage noch im Ermittlungsstadium und es ist nicht absehbar, 

ob es diesbezüglich überhaupt zu einer Anklage sowie allenfalls einem Ge-

richtsverfahren kommen wird.  

6.3.2 Die Aussage des Beschwerdeführers im Rahmen der Anhörung, er 

sei im Jahr 2013 vom Strafgericht G._______ wegen Propaganda für eine 

Terrororganisation zu einer Haftstrafe von (…) Monaten auf Bewährung 

verurteilt worden, scheint durch die von ihm eingereichten Verfahrensdo-

kumente aus den Jahren 2008 bis 2013 nicht bestätigt zu werden. Diesen 



E-4855/2024 

Seite 21 

Unterlagen ist zu entnehmen, dass er zusammen mit anderen Mitange-

klagten vom (…) Strafgericht G._______ mit Urteil vom (…) 2010 gemäss 

Art. 7 Abs. 2 ATG zu einer Freiheitsstrafe von (…) Monaten verurteilt 

wurde, wobei festgestellt wurde, dass weder eine Umwandlung der ver-

hängten Strafen in eine alternative Sanktion noch eine Aussetzung zur Be-

währung oder eine Entscheidung über die Zurückstellung der Urteilsver-

kündung gemäss Art. 231 der Strafprozessordnung (CMK) in Betracht 

komme (Aktenzeichen: 2008/[…]; Entscheidungsnummer: 2010/[…]). Die-

ses Urteil wurde indessen von der (…) Strafkammer des Kassationsge-

richtshofs mit Beschluss vom (…) 2013 aufgehoben (Aktenzeichen 

2012/[…]; Beschlussnummer 2013/[…]). Mit Urteil vom (…) 2013 (Akten-

zeichen: 2013/[…]; Entscheidungsnummer: 2013/[…]) verfügte das 

(…) Schwurgericht G._______, das Strafverfahren gegen den Beschwer-

deführer und Mitangeklagte wegen der Straftat der "Propaganda für eine 

terroristische Organisation" werde ausgesetzt. 

6.3.3 Aufgrund der Aktenlage ist demnach nicht erstellt, dass der Be-

schwerdeführer in der Vergangenheit wegen Propaganda für eine terroris-

tische Organisation rechtskräftig verurteilt wurde, mithin einschlägig vorbe-

straft ist. Im Übrigen fand die ihm im Urteil vom (…) 2010 zur Last gelegte 

Tat am (…) 2008 statt. Die kritischen Posts des Beschwerdeführers in den 

Sozialen Medien, welche den aktuell hängigen Ermittlungsverfahren zu-

grunde liegen, stammen gemäss den eingereichten Ermittlungsberichten 

aus einem Zeitraum ab 2018. Den Akten ist nicht zu entnehmen, dass er 

sich in der Zwischenzeit weitere Handlungen zuschulden kommen liess, 

die geeignet gewesen wären, ihn als ernsthaften Regimekritiker erschei-

nen zu lassen. Die von ihm beschriebenen Tätigkeiten für die HDP (Wahl-

beobachter. Sicherheitsbeauftragter) sind als niederschwellig zu bezeich-

nen und lassen ihn nicht als besonders exponierten oppositionellen Akti-

visten erscheinen; entsprechend gab er selbst explizit zu Protokoll, er habe 

sich nur in unauffälliger Weise engagiert. Schliesslich ist nicht davon aus-

zugehen, dass das Profil des Beschwerdeführers durch sein familiäres Um-

feld massgeblich geschärft wird. Er hat nicht geltend gemacht, in der Ver-

gangenheit wegen des beschriebenen Engagements seiner Angehörigen 

Nachteile erlitten zu haben. Zudem halten sich diese weiterhin anschei-

nend unbehelligt im Heimatstaat auf.  

6.3.4 Unter Würdigung dieser Umstände gelangt das Gericht zum Schluss, 

dass sich aus den Akten keine überzeugenden Hinweise dafür ergeben, 

dass der Beschwerdeführer im heutigen Zeitpunkt ein erhöhtes Risikoprofil 

aufweist, aufgrund dessen er im Rahmen der gegen ihn in der Türkei 
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hängigen Gerichtsverfahren einen individuellen Politmalus im absoluten 

oder relativen Sinne zu befürchten hätte.  

6.3.5 Die Ausführungen des Beschwerdeführers auf Beschwerdeebene 

vermögen keine andere Einschätzung zu rechtfertigen. Dass er aufgrund 

der gegen ihn erhobenen Vorwürfe auch befürchten müsse, als Mitglied 

einer Terrororganisation qualifiziert zu werden, ist eine unbelegte Behaup-

tung. 

6.3.6 Schliesslich gibt es keine stichhaltigen Gründe für die Annahme, dass 

Personen, die in der Türkei von Social Media-Ermittlungsverfahren betrof-

fen sind, generell einen Politmalus zu befürchten haben (vgl. Referenzurteil  

E-4103/2024 a.a.O. E. 8.7.3; statt vieler: Urteile des BVGer D-302/2024 

vom 17. März 2025 E. 6.2.5 und E-7003/2024 vom 13. Februar 2025 

E. 6.3). 

6.4 Bei diesem Ergebnis erübrigt sich die vom Beschwerdeführer gefor-

derte eingehende Auseinandersetzung mit dem möglichen Strafmass für 

die ihm vorgeworfenen Straftaten gemäss türkischem Straf- und Straf- 

prozessrecht sowie ein Vergleich mit dem schweizerischen Strafrecht.  

Es besteht somit auch keine Veranlassung zur Erstellung eines Rechts-

gutachtens zur Beurteilung der von den türkischen Behörden gegen den 

Beschwerdeführer erhobenen Vorwürfe nach türkischem Recht. Ohnehin 

obliegt es den Schweizer Asylbehörden zu beurteilen, inwieweit diese Vor-

bringen in asylrechtlicher Hinsicht relevant sind. Der entsprechende Antrag 

ist abzuweisen. Die Legitimität der gegen den Beschwerdeführer erhobe-

nen Vorwürfe kann offengelassen werden, weshalb auch auf den Inhalt der 

ihm zur Last gelegten Posts in den Sozialen Medien nicht näher einzuge-

hen ist. Schliesslich kann unter den gegebenen Umständen auch auf eine 

abschliessende Beurteilung der Authentizität der vom Beschwerdeführer 

eingereichten Verfahrensunterlagen verzichtet werden.   

6.5 Das Gericht verkennt nicht die psychische Belastung des Beschwerde-

führers durch die von ihm erlebten wiederholten Schikanen und Repressa-

lien durch Angehörige der Sicherheitskräfte und andere Behördenvertreter 

in der Türkei, welche ihn gemäss seiner Darstellung zur Ausreise bewogen. 

Dessen ungeachtet ist aber festzustellen, dass diese Ereignisse hinsicht-

lich ihrer Intensität nicht als Nachteile im Sinne von Art. 3 AsylG qualifiziert 

werden können. 

Gemäss der Rechtsprechung liegt ein unerträglicher psychischer Druck 

unter anderem vor, wenn eine Person systematisch schweren oder wieder-
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holten Eingriffen in ihre Menschenrechte durch den Staat ausgesetzt ist 

oder dieser keinen adäquaten Schutz vor entsprechenden Übergriffen Drit-

ter zu gewähren im Stande ist und diese Eingriffe eine derartige Intensität 

erreichen, dass ein menschenwürdiges Leben im betreffenden Herkunfts-

land nicht mehr möglich erscheint (vgl. zuletzt BVGE 2014/32 E. 7.2 und 

2013/11 E. 5.4.2; ausführlich BVGE 2010/28 E. 3.3.1.1 m.w.H.). Im vor- 

liegenden Verfahren sind diese Voraussetzungen unter Berücksichtigung 

aller wesentlichen Umstände nicht als gegeben zu qualifizieren. Demnach 

ist auch der vom Beschwerdeführer gestellte Antrag abzuweisen, es sei ein 

psychologisches Gutachten zu erstellen zur Frage, wie sehr er unter den 

Schikanen in der Türkei leide. Eine medizinische Begutachtung könnte 

überdies von vornherein nur den aktuellen Gesundheitszustand ergründen 

und vermöchte keine definitiven Aussagen zur Ursache eines allenfalls 

festgestellten psychischen Leidens zu machen.  

6.6 Soweit in der Beschwerdeschrift Abklärungen in Bezug auf das Vorlie-

gen subjektiver Nachfluchtgründe im Sinne von Art. 54 AsylG gefordert 

werden, ist festzustellen, dass sich aus den Akten keine stichhaltigen An-

haltspunkte für das Vorliegen entsprechender Umstände ergeben. In der 

Eingabe vom 22. Jui 2026 wird lediglich unsubstanziiert ausgeführt, der 

Beschwerdeführer führe "sein politisches Engagement in der Schweiz wei-

ter". Die mit Screenshots seines Instagram-Accounts dokumentierten Dro-

hungen und Beschimpfungen durch eine Drittperson vermögen keine dro-

hende Verfolgung flüchtlingsrechtlich relevanten Ausmasses zu belegen. 

6.7 Der Einbezug des Beschwerdeführers in die seiner Ehefrau zuerkann-

ten Flüchtlingseigenschaft gemäss Art. 51 Abs. 1 AsylG wurde nicht bean-

tragt. Ohnehin würden einem solchen besondere Umstände im Sinne der 

genannten Bestimmung entgegenstehen, da gemäss Aktenlage im heuti-

gen Zeitpunkt kein tatsächlich gelebtes Familienleben besteht. 

6.8 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es dem Beschwerdeführer 

nicht gelungen ist, eine Verfolgungsgefahr im Sinne von Art. 3 AsylG nach-

zuweisen oder glaubhaft darzutun. Die Vorinstanz hat zu Recht seine 

Flüchtlingseigenschaft verneint und sein Asylgesuch abgelehnt. 

7.  

7.1 Lehnt das SEM das Asylgesuch ab oder tritt es darauf nicht ein, so 

verfügt es in der Regel die Wegweisung aus der Schweiz und ordnet den 

Vollzug an; es berücksichtigt dabei den Grundsatz der Einheit der Familie 

(Art. 44 AsylG). 
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7.2 Der Beschwerdeführer verfügt nicht über eine ausländerrechtliche 

Aufenthaltsbewilligung (vgl. Art. 32 Abs. 1 Bst. a der Asylverordnung 1 

über Verfahrensfragen [AsylV 1; SR 142.311]). 

7.3 Er kann auch aus der Beziehung zu seinem Sohn, der in das seiner 

Mutter gewährte Asyl einbezogen wurde, keinen offensichtlichen Rechts-

anspruch auf Erteilung einer solchen Bewilligung gestützt auf Art. 8 EMRK 

ableiten (vgl. BVGE 2013/37 E. 4.4.2.1 unter Hinweis auf BGE 137 I 351 

E  3.1). Gemäss Aktenlage wohnt er nicht mit seiner Ehefrau und dem ge-

meinsamen Sohn zusammen, der in der Obhut der Kindesmutter ist. Der 

persönliche Kontakt zwischen dem Beschwerdeführer und seinem Sohn ist 

offenbar stark eingeschränkt und soll im Rahmen eines begleiteten Be-

suchsrechts stattfinden (vgl. Schreiben des Beschwerdeführers vom 

28. August 2025 und 10. März 2026, Allgemeiner Bericht der Psychiatri-

schen Klinik L._______ vom 3. Juli 2026). Es ist demnach nicht von einem 

tatsächlich gelebten und intakten Familienleben auszugehen, welches in 

den Schutzbereich von Art. 8 EMRK fallen würde. Im Übrigen ist zur Aus-

übung des Besuchsrechts nach Praxis des Bundesgerichts grundsätzlich 

nicht erforderlich, dass der betroffene Elternteil dauernd im gleichen Land 

wie das Kind lebt und dort über eine Aufenthaltsbewilligung verfügt. Den 

Anforderungen von Art. 8 EMRK ist grundsätzlich Genüge getan, wenn das 

Besuchsrecht im Rahmen von Kurzaufenthalten vom Ausland her ausge-

übt werden kann (vgl. zum Ganzen BGE 139 I 315 E. 2.2 m.w.H.). Mangels 

einer klar zu Tage tretenden Anspruchsgrundlage aus Art. 8 EMRK geht die 

Zuständigkeit, über die Wegweisung aus der Schweiz zu befinden, auch 

nicht auf die kantonalen Ausländerbehörden über. 

7.4 Die Wegweisung wurde demnach ebenfalls zu Recht angeordnet (vgl. 

BVGE 2013/37 E. 4.4; 2009/50 E. 9, je m.w.H.). 

8.  

8.1 Ist der Vollzug der Wegweisung nicht zulässig, nicht zumutbar oder 

nicht möglich, so regelt das SEM das Anwesenheitsverhältnis nach den 

gesetzlichen Bestimmungen über die vorläufige Aufnahme (Art. 44 AsylG; 

Art. 83 Abs. 1 AIG). 

Beim Geltendmachen von Wegweisungsvollzugshindernissen gilt gemäss 

Praxis des Bundesverwaltungsgerichts der gleiche Beweisstandard wie bei 

der Prüfung der Flüchtlingseigenschaft; das heisst, sie sind zu beweisen, 

wenn der strikte Beweis möglich ist, und andernfalls wenigstens glaubhaft 

zu machen (vgl. BVGE 2011/24 E. 10.2 m.w.H.). 
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8.2  

8.2.1 Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Verpflichtungen 

der Schweiz einer Weiterreise der Ausländerin oder des Ausländers in den 

Heimat-, Herkunfts- oder einen Drittstaat entgegenstehen (Art. 83 Abs. 3 

AIG). 

8.2.2 So darf keine Person in irgendeiner Form zur Ausreise in ein Land 

gezwungen werden, in dem ihr Leib, ihr Leben oder ihre Freiheit aus einem 

Grund nach Art. 3 Abs. 1 AsylG gefährdet ist oder in dem sie Gefahr läuft, 

zur Ausreise in ein solches Land gezwungen zu werden (Art. 5 Abs. 1 

AsylG; vgl. ebenso Art. 33 Abs. 1 FK). 

8.2.3 Gemäss Art. 25 Abs. 3 BV, Art. 3 des Übereinkommens vom 10. De-

zember 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-

niedrigende Behandlung oder Strafe (FoK, SR 0.105) und der Praxis zu 

Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedri-

gender Strafe oder Behandlung unterworfen werden. 

8.2.4 Die Vorinstanz wies in ihrer angefochtenen Verfügung zutreffend da-

rauf hin, dass das Prinzip des flüchtlingsrechtlichen Non-Refoulement nur 

Personen schützt, die die Flüchtlingseigenschaft erfüllen. Da es dem 

Beschwerdeführer nicht gelungen ist, eine asylrechtlich erhebliche Gefähr-

dung nachzuweisen oder glaubhaft zu machen, kann der in Art. 5 AsylG 

verankerte Grundsatz der Nichtrückschiebung im vorliegenden Verfahren 

keine Anwendung finden. Eine Rückkehr des Beschwerdeführers in den 

Heimatstaat ist demnach unter dem Aspekt von Art. 5 AsylG rechtmässig. 

8.2.5 Sodann ergeben sich weder aus den Aussagen des Beschwerdefüh-

rers noch aus den Akten Anhaltspunkte dafür, dass er für den Fall einer 

Ausschaffung in den Heimatstaat dort mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit 

einer nach Art. 3 EMRK oder Art. 1 FoK verbotenen Strafe oder Behand-

lung ausgesetzt wäre. Gemäss Praxis des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte (EGMR) sowie jener des UN-Anti-Folterausschusses 

müsste der Beschwerdeführer eine konkrete Gefahr ("real risk") nachwei-

sen oder glaubhaft machen, dass ihm im Fall einer Rückschiebung Folter 

oder unmenschliche Behandlung drohen würde (vgl. Urteil des EGMR 

Saadi gegen Italien 28. Februar 2008, Grosse Kammer 37201/06, §§ 124–

127 m.w.H.). Nach den vorstehenden Ausführungen gelingt ihm dies nicht. 

Auch die allgemeine Menschenrechtssituation im Heimatstaat lässt den 

Wegweisungsvollzug zum heutigen Zeitpunkt nicht als unzulässig erschei-

nen.  
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8.2.6 Wie oben festgestellt ist, steht dem Vollzug der Wegweisung auch die 

Bestimmung von Art. 8 EMRK nicht entgegen. 

8.2.7 Nach dem Gesagten ist der Vollzug der Wegweisung sowohl im 

Sinne der asyl- als auch der völkerrechtlichen Bestimmungen zulässig. 

8.3  

8.3.1 Gemäss Art. 83 Abs. 4 AIG kann der Vollzug für Ausländerinnen und 

Ausländer unzumutbar sein, wenn sie im Heimat- oder Herkunftsstaat auf-

grund von Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt und me-

dizinischer Notlage konkret gefährdet sind. Wird eine konkrete Gefährdung 

festgestellt, ist – unter Vorbehalt von Art. 83 Abs. 7 AIG – die vorläufige 

Aufnahme zu gewähren. 

8.3.2 Auch unter Berücksichtigung der Entwicklungen nach dem Putsch-

versuch vom Juli 2016 ist gemäss konstanter Praxis des Bundesverwal-

tungsgerichts – auch für Angehörige der kurdischen Ethnie – nicht von ei-

ner Situation allgemeiner Gewalt oder bürgerkriegsähnlichen Verhältnissen 

in der gesamten Türkei auszugehen (vgl. Referenzurteil E-4103/2024 

a.a.O. E. 13.2 m.w.H.). Eine Wegweisung in die Provinzen H._______ und 

Hakkari gilt gemäss geltender Praxis nicht mehr als generell unzumutbar. 

Die Zumutbarkeit von Wegweisungen in diese beiden Provinzen ist nun-

mehr im Einzelfall individuell zu prüfen (vgl. a.a.O. E. 13.4 ff.). 

8.3.3 In individueller Hinsicht sind ebenfalls keine Gründe ersichtlich, die 

gegen die Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs sprechen würden. Der 

Beschwerdeführer verfügt über eine überdurchschnittlich gute Ausbildung 

und über qualifizierte berufliche Erfahrung. Zudem verfügt er im Heimat-

staat über verwandtschaftliche Bezugspersonen (Eltern, Geschwister), auf 

deren Unterstützung er – falls nötig – mutmasslich zählen kann. Soweit in 

der Beschwerde auf die psychische Belastung des Beschwerdeführers hin-

gewiesen wird und wurde, ist festzustellen, dass sich aus dem zum Beleg 

eingereichten Arztbericht der Psychiatrischen Universitätsklink L._______ 

vom 3. Juli 2026 keine gravierenden gesundheitlichen Probleme entneh-

men lassen. Vielmehr wird ein psychiatrisch-psychotherapeutischer Be-

handlungsbedarf explizit verneint. Unter diesen Umständen besteht kein 

Grund zur Annahme, dass der Beschwerdeführer bei einer Rückkehr in den 

Heimatstaat aus wirtschaftlichen, sozialen oder gesundheitlichen Gründen 

in eine existenzbedrohende Situation geraten wird. 
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8.3.4 Nach dem Gesagten erweist sich der Vollzug der Wegweisung auch 

als zumutbar. 

8.4 Schliesslich obliegt es dem Beschwerdeführer, sich bei der zuständi-

gen Vertretung des Heimatstaates die für eine Rückkehr notwendigen Rei-

sedokumente zu beschaffen (vgl. Art. 47 Abs. 1 AsylG und dazu auch 

BVGE 2008/34 E. 12), weshalb der Vollzug der Wegweisung auch als mög-

lich zu bezeichnen ist (Art. 83 Abs. 2 AIG). 

8.5 Zusammenfassend hat die Vorinstanz den Wegweisungsvollzug zu 

Recht als zulässig, zumutbar und möglich bezeichnet. Eine Anordnung der 

vorläufigen Aufnahme fällt somit ausser Betracht (Art. 83 Abs. 1–4 AIG). 

9.  

Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass die angefochtene Verfügung 

Bundesrecht nicht verletzt, den rechtserheblichen Sachverhalt richtig so-

wie vollständig feststellt und – soweit diesbezüglich überprüfbar – ange-

messen ist. Die Beschwerde ist abzuweisen. 

10.  

Bei diesem Ausgang des Verfahrens wären die Kosten dem Beschwer-

deführer aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG). Nachdem der Instruktions-

richter sein Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung 

gemäss Art. 65 Abs. 1 VwVG mit Zwischenverfügung vom 23. September 

2024 gutgeheissen hatte und den Akten keine Hinweise auf eine massge-

bende Veränderung seiner finanziellen Verhältnisse zu entnehmen sind, ist 

auf eine Kostenauflage zu verzichten. 

11.  

11.1 In derselben Zwischenverfügung wurde auch das Gesuch um Gewäh-

rung der unentgeltlichen Rechtsverbeiständung gutgeheissen und 

MLaw Anna Kuhn als amtliche Rechtsbeiständin des Beschwerdeführers 

eingesetzt. Mit Zwischenverfügung vom 10. Oktober 2024 wurde sie an-

tragsgemäss ihres Amtes entbunden, jedoch wurde unter Hinweis auf die 

Spruchreife des Beschwerdeverfahrens auf die Einsetzung eines neuen 

Rechtsbeistands respektive einer neuen Rechtsbeiständin verzichtet; dies 

allerdings mit dem Hinweis, dass über das Gesuch um Beigabe einer 

neuen Rechtsbeiständin von Amtes wegen befunden würde, sollten sich 

vor Abschluss des Verfahrens wider Erwarten weitere Instruktionsmass-

nahmen ergeben. Der Eingabe vom 2. Oktober 2024 ist zu entnehmen, 

dass die Honorarforderung an die neue Rechtsvertreterin (von der gleichen 
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Rechtsberatungsstelle) abgetreten wurde. In Anbetracht der nachträglich 

erfolgten Beweismitteleingaben ist daher wiedererwägungsweise 

LL.M. lic. iur. Susanne Sadri gestützt auf Art. 102m Abs. 1 Bst. a AsylG als 

neue amtliche Rechtsbeiständin des Beschwerdeführers einzusetzen.  

11.2 Der in der Kostennote vom 22. Juli 2026 ausgewiesene zeitliche Ver-

tretungsaufwand (insgesamt 21 Honorarstunden) erscheint den konkreten 

Verfahrensumständen nicht angemessen und ist auf 16 Stunden zu kür-

zen. Zudem beträgt – wie in der Zwischenverfügung vom 23. September 

2024 angekündigt – der maximale Stundenansatz bei nicht-anwaltlicher 

Vertretung 150 Franken. Demzufolge ist der Rechtsbeiständin ein Honorar 

von insgesamt Fr. 2460.– (inkl. Auslagen) durch die Gerichtskasse zu ver-

güten. 

 

 

(Dispositiv nächste Seite)  
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2.  

Es werden keine Verfahrenskosten erhoben. 

3.  

LL.M. lic. iur. Susanne Sadri wird als neue amtliche Rechtsbeiständin des 

Beschwerdeführers eingesetzt. 

4.  

Der amtlichen Rechtsbeiständin wird zulasten der Gerichtskasse ein Ho-

norar von Fr. 2460.– zugesprochen. 

5.  

Dieses Urteil geht an den Beschwerdeführer, das SEM und die kantonale 

Migrationsbehörde. 

 

Der vorsitzende Richter: Der Gerichtsschreiber: 

  

Markus König Nicholas Swain 

 

 

Versand: 


